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I

( Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG ( EG ) Nr. 410/94 DES RATES

vom 14. Februar 1994

über den Abschluß des Protokolls zur Festsetzung der Fangmöglichkeiten und des finanziel­
len Ausgleichs nach dem Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
und der Regierung der Republik Guinea-Bissau über die Fischerei vor der Küste Guinea­

Bissaus für die Zeit vom 16. Juni 1993 bis 15 . Juni 1995

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Das Protokoll zur Festsetzung der Fangmöglichkeiten und
des finanziellen Ausgleichs nach dem Abkommen zwischen
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Regie­
rung der Republik Guinea-Bissau über die Fischerei vor der
Küste Guinea-Bissaus für die Zeit vom 16 . Juni 1993 bis
15 . Juni 1995 wird im Namen der Gemeinschaft geneh­
migt.

Der Wortlaut des Protokolls ist dieser Verordnung beige­
fügt.

Artikel 2

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Personen zu
bestellen , die befugt sind, das Protokoll rechtsverbindlich
für die Gemeinschaft zu unterzeichnen .

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft , insbesondere auf Artikel 43 in Verbindung
mit Artikel 228 Absatz 3 Unterabsatz 1 ,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( ! ),

in Erwägung nachstehender Gründe:

In Übereinstimmung mit dem am 27. Februar 1980 in
Bissau unterzeichneten Abkommen zwischen der Europäi­
schen Wirtschaftsgemeinschaft und der Regierung der
Republik Guinea-Bissau über die Fischerei vor der Küste
Guinea-Bissaus ( 2 ) haben zwischen den beiden Parteien
Verhandlungen stattgefunden, um die am Ende des Anwen­
dungszeitraums des in Artikel 9 des Abkommens vorgese­
henen Protokolls vorzunehmenden Änderungen oder
Ergänzungen des Abkommens zu vereinbaren ( 3 ).

Im Anschluß an diese Verhandlungen wurde am 5 . Mai
1993 ein neues Protokoll zur Festsetzung der Fangmöglich­
keiten und des finanziellen Ausgleichs nach dem genannten
Abkommen für die Zeit vom 16 . Juni 1993 bis 15 . Juni
1995 paraphiert .

Es liegt im Interesse der Gemeinschaft, dieses Protokoll zu
genehmigen —

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 14 . Februar 1994.

Im Namen des Rates

Der Präsident
Y. PAPANTONIOU

(M ABl . Nr. C 20 vom 24 . 1 . 1994 .
( 2 ) ABl . Nr . L 226 vom 29 . 8 . 1980, S. 33 .
(3 ) Verordnung ( EWG ) Nr. 346/92 ( ABl . Nr . L 42 vom

18 . 2 . 1992 , S. 24).
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PROTOKOLL

zur Festsetzung der Fangmöglichkeiten und des finanziellen Ausgleichs nach dem Abkommen
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Regierung der Republik Guinea­
Bissau über die Fischerei vor der Küste Guinea-Bissaus für die Zeit vom 16. Juni 1993 bis 15 . Juni

1995

Artikel 1

Die in Artikel 4 des Abkommens vorgesehenen Fangmög­
lichkeiten werden ab 16 . Juni 1993 für einen Zeitraum von
zwei Jahren wie folgt festgesetzt :

1 . a ) Garnelenfänger/Froster : im Jahresdurchschnitt
11 000 BRT monatlich,

b ) Frostertrawler, Fischfänger und Tintenfischfänger:
im Jahresdurchschnitt 4 000 BRT monatlich;

2 . Thunfischfroster//Wadenfischerei 22 Schiffe;

3 . Thunfischfänger/Angelfischerei und Oberflächen-Lang­
leinenfischer : 10 Schiffe .

Artikel 2

( 1 ) Der finanzielle Ausgleich gemäß Artikel 9 des
Abkommens wird für den in Artikel 1 genannten Zeitraum
auf 12 000 000 ECU festgesetzt , zahlbar in zwei gleichen
Jahresraten .

( 2 ) Die Verwendung dieses Ausgleichs unterliegt der
ausschließlichen Zuständigkeit der Regierung Guinea-Bis­
saus .

( 3 ) Dieser Ausgleich wird auf das Konto eines Finanz­
instituts oder jeder anderen von Guinea-Bissau bezeichne­
ten Stelle überwiesen.

Artikel 3

Die in Artikel 1 unter Ziffer 1 genannten Fischereirechte
können auf Antrag der Gemeinschaft stufenweise um 1 000
BRT monatlich im Jahresdurchschnitt angehoben werden .
In diesem Fall erhöht sich der in Artikel 2 genannte
finanzielle Ausgleich proportional pro rata temporis .

Artikel 4

Die Gemeinschaft beteiligt sich während des in Artikel 1
genannten Zeitraums ferner mit einem Betrag von 450 000
ECU an der Finanzierung eines wissenschaftlichen oder
technischen Programms Guinea-Bissaus mit dem Ziel , die
Kenntnisse über die Fischereiressourcen in der ausschließli­
chen Wirtschaftszone Guinea-Bissaus sowie die Arbeitsbe­
dingungen des meeresbiologischen Laboratoriums zu ver­
bessern .

Die Behörden Guinea-Bissaus legen den Dienststellen der
Kommission einen zusammenfassenden Bericht über die
Verwendung dieses Betrags vor.

Dieser Betrag wird der Regierung Guinea-Bissaus zur Ver­
fügung gestellt und auf das von den Behörden Guinea­
Bissaus angegebene Konto überwiesen .

Artikel 5

Die beiden Parteien sind sich darin einig,- daß Fachwissen
und Sachkenntnis der im Bereich der Seefischerei tätigen
Personen wesentlich zum Erfolg ihrer Zusammenarbeit
beitragen . Die Gemeinschaft wird daher den Staatsangehö­
rigen Guinea-Bissaus den Zugang zu den Einrichtungen
ihrer Mitgliedstaaten erleichtern und zu diesem Zweck
während des in Artikel 1 genannten Zeitraums Stipendien
für Studien und praktische Ausbildungsgänge in den ver­
schiedenen fischereibezogenen wissenschaftlichen, techni­
schen und wirtschaftlichen Fachrichtungen zur Verfügung
stellen .

Diese Stipendien können auch in jedem anderen, durch
Kooperationsabkommen mit der Gemeinschaft verbunde­
nen Staat in Anspruch genommen werden . Die Gesamtko­
sten für diese Stipendien dürfen 250 000 ECU nicht über­
steigen . Auf Antrag der Behörden Guinea-Bissaus kann ein
Teil dieses Betrages dazu verwendet werden, die Kosten für
die Teilnahme an internationalen Konferenzen oder an
Lehrgängen zum Thema Fischerei, für die Organisation von
Seminaren über den Fischfang in Guinea-Bissau oder für
die Entwicklung des Verwaltungsapparates des Ministeri­
ums für Fischerei zu decken . Dieser Betrag ist entsprechend
seiner Verwendung zahlbar .

Artikel 6

Nimmt die Gemeinschaft die in den Artikeln 2 und 4
vorgesehenen Zahlungen nicht vor, so kann die Anwen­
dung dieses Protokolls ausgesetzt werden .

Artikel 7

Der Anhang zu dem Abkommen zwischen der Europäi­
schen Wirtschaftsgemeinschaft und der Regierung der
Republik Guinea -Bissau über die Fischerei vor der Küste
Guinea-Bissaus wird aufgehoben und durch den Anhang
des vorliegenden Protokolls ersetzt .

Artikel 8

Dieses Protokoll tritt am ersten Tag des auf seine Unter­
zeichnung folgenden Monats in Kraft .

Es gilt mit Wirkung vom 16 . Juni 1993 .

Artikel 9

Dieses Protokoll ist in zwei Urschriften in dänischer, deut­
scher, englischer, französischer, griechischer, italienischer,
niederländischer, portugiesischer und spanischer Sprache
abgefaßt, wobei der Wortlaut in jeder dieser Sprachen
gleichermaßen verbindlich ist .
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ANHANG

BEDINGUNGEN FÜR DIE AUSÜBUNG DES FISCHFANGS IN DER FISCHEREIZONE GUINEA-BISSAUS
FÜR FISCHEREIFAHRZEUGE DER GEMEINSCHAFT

A. Förmlichkeiten für die Beantragung und Ausstellung der Lizenzen

Für die Beantragung und Ausstellung der Lizenzen, die Fischereifahrzeuge der Gemeinschaft zur Ausübung
des Fischfangs in der Fischereizone Guinea-Bissaus benötigen , gelten folgende Verfahren :

Mindestens dreißig Tage vor dem beantragten Zeitpunkt des Beginns der Geltungsdauer unterbreiten die
zuständigen Behörden der Gemeinschaft über die Delegation der Kommission in Guinea-Bissau dem
Ministerium für Fischerei der Republik Guinea-Bissau einen Antrag für jedes Fischereifahrzeug, das
Fischfang nach Maßgabe des Abkommens betreiben will .

Die Anträge werden auf entsprechenden Vordrucken gestellt, die zu diesem Zweck von der Regierung der
Republik Guinea-Bissau ausgegeben werden und von denen ein Muster beigefügt ist ( Anlage 1 ).

Jedem Lizenzantrag ist der Nachweis über die Zahlung der Gebühren für die gesamte Geltungsdauer der
Lizenz beizufügen . Die Zahlung erfolgt auf das Konto gemäß Artikel 2 des Protokolls .

In den Gebühren enthalten sind alle nationalen und lokalen Abgaben , mit Ausnahme der Hafengebühren
und der Kosten für Dienstleistungen .

In Abweichung von Artikel 4 Absatz 3 des Abkommens gelten die Lizenzen ab dem Ausstellungsdatum bis
zum 31 . Dezember des Ausstellungsjahres bzw. im letzten Anwendungsjahr des Protokolls bis zum Ende
von dessen Geltungsdauer . Die Gebühren sind jährlich zu entrichten . Im ersten und letzten Anwendungs­
jahr des Protokolls sind sie jedoch zeitanteilig nach Maßgabe der Geltungsdauer des Abkommens zu
entrichten .

Die Behörden Guinea-Bissaus erteilen den Reedern oder ihren Vertretern die Lizenzen für Thunfischwaden­
fänger, Thunfischangelfänger und Oberflächen-Langleinenfischer innerhalb der vorstehend genannten Frist
von dreißig Tagen über die Delegation der Kommission der Europäischen Gemeinschaften in Guinea­
Bissau.

Die Frostertrawler müssen sich zur Aushändigung der Lizenz im Hafen von Bissau melden . Jede
Lizenzausstellung ist der Delegation der Kommission der Europäischen Gemeinschaften in Guinea-Bissau
mitzuteilen .

Die Lizenz wird für ein bestimmtes Schiff erteilt und ist nicht übertragbar . Auf Antrag der Gemeinschaft
und beim nachweislichen Vorliegen höherer Gewalt wird die Lizenz für ein Schiff jedoch durch eine neue
Lizenz für ein anderes Schiff mit ähnlichen Merkmalen ersetzt. Der Reeder des zu ersetzenden Schiffes reicht
die ungültige Lizenz über die Dienststellen der Kommission der Europäischen Gemeinschaften an das
Ministerium für Fischerei der Republik Guinea-Bissau zurück .

Die Lizenz ist jederzeit an Bord mitzuführen .

1 . Bestimmungen für Trawler

Die Gebühren für Jahreslizenzen werden für die Dauer dieses Protokolls wie folgt festgesetzt :

188 ECU pro BRT und Jahr für Fischfänger,

209 ECU pro BRT und Jahr für Tintenfischfänger,

266 ECU pro BRT und Jahr für Krabbenfänger .

Die Zahlen der für ein Kalenderjahr fälligen Gebühren kann vierteljährlich oder halbjährlich erfolgen .
In diesem Fall wird der Betrag um 5 % bzw . 3 % erhöht .

2 . Bestimmungen für Thunfiscbfänger und Leinenfischer

a ) Die Gebühren werden auf 20 ECU je in der Fischereizone Guinea-Bissaus gefangener Tonne
festgesetzt .
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b ) Die Lizenzen werden nach Zahlung einer Pauschalsumme in Höhe von 1 500 ECU je Thunfischwa­
denfänger/Jahr bzw. 300 ECU je Thunfischangelfänger/Jahr und je Oberflächen-Langleinenfischer/
Jahr an das Staatssekretariat für Fischerei ausgestellt; diese Summe entspricht den Gebühren für

— 75 Tonnen von Thunfischwadenfängern gefangenen Thunfisch,
— 15 Tonnen von Thunfischangelfängern sowie von Oberflächen-Langleinenfischern gefangenem

Fisch .

Die endgültige Abrechnung der für ein Fischwirtschaftsjahr fälligen Gebühren erfolgt durch die Kommis­
sion der Europäischen Gemeinschaften am Ende eines jeden Kalenderjahres auf der Grundlage der
Fangmeldungen der Reeder und nach Überprüfung der Fangmeldungen durch die hierfür zuständigen
wissenschaftlichen Institute ( ORSTOM und IEO — Spanisches Ozeanographisches Institut ). Diese Abrech­
nung wird gleichzeitig dem Ministerium für Fischerei und den Reedern übermittelt . Etwaige zusätzliche
Zahlungen sind von den Reedern bis spätestens 31 . Mai des folgenden Jahres nach dem in Artikel 2 des
Protokolls vorgesehenen Zahlungsmodus an das Ministerium für Fischerei der Republik Guinea-Bissau zu
leisten .

Ergibt die Abrechnung einen niedrigeren Betrag als den der obengenannten Vorauszahlung, so wird die
Differenz dem Reeder nicht erstattet.

B. Meldung der Fänge

Sämtliche Fischereifahrzeuge der Gemeinschaft, die im Rahmen des Abkommens zum Fischfang in den
Gewässern Guinea-Bissaus befugt sind, haben dem Ministerium für Fischerei ihre Fänge nach folgenden
Modalitäten zu melden; der Delegation der Kommission in Guinea-Bissau ist eine Kopie zu übermitteln :

— Trawler verwenden für die Fangmeldungen den beigefügten Vordruck (Anlage 2 ). Die Fangmeldungen
beziehen sich jeweils auf einen Monat und müssen mindestens einmal im Vierteljahr mitgeteilt werden .

— Die Thunfischwadenfänger, die Thunfischangelfänger und die Oberflächen-Langleinenfischer führen
über jede Fangreise in der Fischereizone Guinea-Bissaus ein Logbuch gemäß Anlage 3 . Dieser Vordruck
ist binnen fünfundvierzig Tagen nach Beendigung der Fangreise in der Fischereizone Guinea-Bissaus
über die Delegation der Kommission der Europäischen Gemeinschaften in Guinea-Bissau dem Ministe­
rium für Fischerei zu übermitteln .

— Die Fangmeidungen sind leserlich auszufüllen und vom Kapitän des Fischereifahrzeugs zu unter­
zeichnen .

Bei Nichteinhaltung dieser Bestimmung behält sich die Regierung Guinea-Bissaus das Recht vor, die Lizenz
des betreffenden Schiffes bis zur Erfüllung der Förmlichkeiten auszusetzen .

C. Beifänge

1 . Fischfänger dürfen im Verhältnis zu der gesamten in der Fischereizone Guinea-Bissaus gefangenen
Menge nicht mehr als 10% Schalentiere als Beifänge einbringen .

Tintenfischfänger dürfen im Verhältnis zu der gesamten in der Fischereizone Guinea-Bissaus gefangenen
Menge nicht mehr als 5 % Schalentiere und nicht mehr als 30% Fisch als Beifänge einbringen .

2 . Thunfischangelfänger dürfen ferner für ihre Fangreise in der Fischereizone Guinea-Bissaus auf lebenden
Köder fischen .

D. Anheuerung von Seeleuten

Reeder, denen im Rahmen des Abkommens Fanglizenzen gewährt wurden, tragen unter nachstehenden
Bedingungen und innerhalb nachstehender Grenzen zur praktischen Berufsausbildung von Staatsangehöri­
gen Guinea-Bissaus bei :

1 . Jeder Eigner eines Trawlers verpflichtet sich zur Anheuerung von

— drei Seefischern auf Schiffen mit weniger als 300 BRT,

— vier Seefischern auf Schiffen mit einer Tonnage zwischen 300 und 400 BRT,
— fünf Seefischern auf Schiffen mit mehr als 400 BRT.

2 . Die Eigner von Thunfischfängern und Leinenfischereibooten verpflichten sich, unter nachstehenden
Bedingungen und innerhalb nachstehender Grenzen Staatsangehörige Guinea-Bissaus anzuheuern:

— die Thunfischwadenfänger beschäftigen in der Fischereizone Guinea-Bissaus ständig vier guineische
Seeleute an Bord;

— die Thunfischangelfänger und die Oberflächen-Langleinenfischer beschäftigen während des Thun­
fischwirtschaftsjahres in der Fischereizone Guinea-Bissaus sechs guineische Seeleute an Bord, jeweils
jedoch nur einen Seemann je Schiff.
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3 . Die Löhnung der Seeleute wird vor der Ausstellung der Lizenzen im gemeinsamen Einvernehmen
zwischen den Reedern oder ihren Vertretern und dem Ministerium für Fischerei festgelegt; sie geht zu
Lasten der Reeder und schließt das für den einzelnen Seemann geltende System der sozialen Sicherheit
ein (unter anderem Lebens-, Unfall- und Krankenversicherung).

Wird der Verpflichtung zur Anheuerung nicht nachgekommen, so sind die Reeder der Thunfischwaden­
fänger, der Thunfischangelfänger und der Oberflächen-Langleinenfischer verpflichtet, für das Fischwirt­
schaftsjahr eine pauschale Summe in Höhe der Löhnung der nicht angeheuerten Seeleute zu entrich­
ten.

Dieser Betrag wird für die Ausbildung von Seefischern Guinea-Bissaus verwendet und ist auf das von
den Behörden Guinea-Bissaus bezeichnete Konto zu überweisen.

£. Aufnahme von Beobachtern an Bord

1 . Der Beobachter hat die Aufgabe, die Fischereitätigkeit in der Fischereizone Guinea-Bissaus zu
überprüfen. Er kann jede für die Ausübung seiner Aufgaben erforderliche Mitwirkung erwarten und hat
Zugang zu den hierfür notwendigen Räumlichkeiten und Unterlagen. Der Beobachter hält sich nur so
lange an Bord auf, wie es zur Erfüllung seiner Aufgabe notwendig ist. Der Kapitän erleichtert dem
Beobachter seine Aufgabe und räumt diesem dieselben Bedingungen ein, wie sie für die Schiffsoffiziere
gelten. Gehalt und Sozialabgaben für den Beobachter werden von der ^Regierung Guinea-Bissaus
übernommen.

Wird der Beobachter in einem ausländischen Hafen an Bord genommen, so werden seine Reisekosten
von dem Reeder übernommen. Verläßt ein Schiff mit einem Beobachter Guinea-Bissaus an Bord die
Fischereizone Guinea-Bissaus, so sind alle geeigneten Maßnahmen zu treffen, damit der Beobachter
möglichst unverzüglich nach Guinea-Bissau zurückkehren kann; die Kosten hierfür gegen zu Lasten des
Reeders .

2 . Jeder Trawler nimmt einen vom Staatssekretariat für Fischerei benannten Beobachter an Bord. Als
Beitrag zur Deckung der Kosten, die aus der Anwesenheit dieses Beobachters an Bord entstehen, zahlt
der Reeder den Behörden Guinea-Bissaus gleichzeitig mit den Gebühren für jedes Schiff, das in den
Gewässern Guinea-Bissaus Fischfang betreibt, einen Betrag von jährlich 4 ECU je BRT.

3 . Thunfischfänger und Oberflächen-Langleinenfischer nehmen auf Antrag des Ministeriums für Fischerei
einen Beobachter an Bord.

In diesem Fall wird auf einer von den beiden Parteien anzuberaumenden Sitzung im gemeinsamen
Einvernehmen zwischen dem Ministerium für Fischerei und den Reedern bzw. deren Vertretern
festgelegt, in welchem Hafen der Beobachter an Bord zu nehmen ist.

F. Inspektion und Kontrolle

Alle Fischereifahrzeuge der Gemeinschaft, die in der Fischereizone Guinea-Bissaus eine Fangtätigkeit
ausüben, erlauben und erleichtern es den mit der Inspektion und Überwachung beauftragten Beamten
Guinea-Bissaus, an Bord zu kommen und ihre Aufgaben wahrzunehmen. Die Beamten halten sich nur so
lange an Bord auf, wie es für die stichprobenweise Überprüfung der Fangmengen sowie für etwaige andere
Inspektionen im Zusammenhang mit der Fischereitätigkeit notwendig ist .

G. Fischereizonen

Die in Artikel 1 des Protokolls genannten Frostertrawler dürfen ihre Fangtätigkeit in den Gewässern jenseits
von zwölf Seemeilen, von der Basislinie gemessen, ausüben.

H. Zulässige Maschenöffnung

Die zulässige Maschenöffnung im Steert des Schleppnetzes ( bei gestreckten Maschen) beträgt:
a ) 60 mm für Fischfänger,

b ) 40 mm für Tintenfischfänger,

c ) 40 mm für Krabbenfänger,

d ) 16 mm für den Fang auf lebenden Köder .

Der Einsatz von Auslegern ist zulässig.

I. Einlaufen in die Fischereizone und Auslaufen

Alle Fischereifahrzeuge der Gemeinschaft, die im Rahmen des Abkommens in der Fischereizone Guinea­
Bissaus eine Fangtätigkeit ausüben, teilen der Funkstation des Staatssekretariats für Fischerei beim Ein- und
Auslaufen Datum und Uhrzeit sowie ihre Position mit.
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Das Rufzeichen , die Frequenzen und Öffnungszeiten werden den Reedern vom Staatssekretariat für
Fischerei bei Ausstellung der Lizenz mitgeteilt.

Bei Ausfall dieser Möglichkeit können die Schiffe sich anderer Kommunikationsmittel , wie Fernschreiben
( Nr . 266 SEP BI ), Telefax ( Nr . 20 1 1 57 ) oder Telegramm bedienen .

J. Verfahren im Fall einer Durchsuchung

Wird ein Fischereifahrzeug unter der Flagge eines Mitgliedstaats der Gemeinschaft innerhalb der Fischerei­
zone Guinea-Bissaus aufgebracht, so ist die Delegation der Kommission der Europäischen Gemeinschaften
in Guinea-Bissau binnen achtundvierzig Stunden zu verständigen ; gleichzeitig ist ihr ein kurzer Bericht über
die Umstände und Gründe hierfür zu übermitteln .

Vor Einleitung gerichtlicher Schritte wird versucht, den behaupteten Verstoß im Wege eines Verwaltungs­
verfahrens zu regeln . Dieses Verfahren ist spätestens innerhalb von drei Arbeitstagen nach der Aufbringung
abzuschließen .

Läßt sich die Sache nicht durch ein Verwaltungsverfahren regeln und wird sie vor ein zuständiges Gericht
gebracht, so setzt die zuständige Behörde innerhalb von achtundvierzig Stunden nach Abschluß des
Verwaltungsverfahrens und bis zur gerichtlichen Entscheidung eine Bankkaution fest. Der Betrag dieser
Kaution darf nicht höher angesetzt sein als die in den nationalen Rechtsvorschriften für einen derartigen
Verstoß vorgesehene maximale Geldstrafe .

Die Bankkaution wird von der zuständigen Behörde freigegeben, sobald der Kapitän des betreffenden
Schiffes durch gerichtliche Entscheidung von den gegen ihn erhobenen Vorwürfen entlastet wird.

Schiff und Besatzung werden freigegeben :

— entweder nach Erfüllung der Auflagen im Rahmen des Verwaltungsverfahrens oder

— nach Hinterlegung der Bankkaution .

Soweit es eine der Parteien für notwendig erachtet, kann sie eine dringliche Konsultation nach Maßgabe
von Artikel 1 0 des Abkommens beantragen.
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Anlage 1

FORMULAR
ANTRAG AUF ERTEILUNG

EINER FANGLIZENZ

Von der Verwaltung auszufüllen Bemerkungen

Staatsangehörigkeit : . . .

Lizenznummer:

Datum der Unterschrift:

Ausstellungsdatum : . . .
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ANTRAGSTELLER

Firma :

Handelsregisternummer:

Vorname und Name des Verantwortlichen:

Geburtstag und -ort:

Beruf:

Anschrift:

Zahl der Beschäftigten :

Name und Anschrift des Mitunterzeichners :

SCHIFF

Schiffstyp: Registernummer:

Derzeitiger Name : Ursprünglicher Name:

Wann und wo gebaut :

Ursprüngliche Staatszugehörigkeit :

Länge : Breite : Tiefe :

Bruttoregistertonnen: Nettoregistertonnen :

Bauart :

Marke des Hauptmotors : Typ: Motorleistung in PS:

Propeller : Festpropeller Vorstellpropeller Düse

Reisegeschwindigkeit:

Funkrufzeichen : Frequenz:

Fernmelde-, Navigations- und Ortungsanlagen an Bord:

Radar

VHF

Sonar

BLU

Lot, Netzsonde

Navigation
via Satellit Sonstiges ..

Zahl der Seeleute an Bord : ....
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KÜHLUNG

Eis Eis + Kühlung

Gefrieren : in Lake A. trocken B. in gekühltem Seewasser

Gesamte Kühlleistung:

Gefrierleistung (Tonnen/24 Stunden ): ....

Rauminhalt der Laderäume:

FANGART

A. Fischerei auf demersale Arten

Küstenfischerei

Trawlertyp: Tintenfischfänger

Hochseefischerei

Krabbenfänger Fischfänger

Schleppnetzlänge : Länge des Kopftaus: ..

Maschenöffnung am Steert:

Maschenöffnung an den Flügeln :

Einholgeschwindigkeit:

B. Fischerei auf pelagische Arten (Thunfischfang )

Zahl der Angeln :Angel fischerei

Wadenfischerei Netzlänge : Tiefe : ...

Zahl der Tanks : Kapazität in Tonnen : ....

C. Langleinen- und Korbreusenfischerei

Oberfläche Boden

Länge der Leine : Anzahl der Haken : .

Leinenzahl :

Korbreusenzahl :
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ANLAGEN AN LAND

Anschrift und Zulassungsnummer: ...

Firma :

Tätigkeiten :

Binnenländischer Fischhandel Ausfuhr

Art und Nr . der Großhändlerkarte :

Beschreibung der Kühl - und Bearbeitungsanlagen :

Zahl der Beschäftigten : ..

Anm,: Zutreffendes bitte ankreuzen .
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Technische Anmerkungen

Genehmigung des Ministeriums
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RICHTLINIE 94/4/EG DES RATES

vom 14. Februar 1994

zur Änderung der Richtlinien 69/169/EWG und 77/388/EWG sowie zur Erhöhung der Freibeträge
für Reisende aus Drittländern und der Höchstgrenzen für steuerfreie Käufe im innergemein­

schaftlichen Reiseverkehr

Zwischen Festlandspanien und den Kanarischen Inseln,
Ceuta und Melilla bestehen besondere Beziehungen.

Es ist dafür Sorge zu tragen, daß während des Zeitraums,
in dem diese Verkäufe gemäß Artikel 28k der Richtlinie
77/388/EWG des Rates vom 17 . Mai 1977 zur Harmoni­
sierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die
Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem :
einheitliche steuerpflichtige Bemessensgrundlage ( 5 ) zulässig
sind , der reale Wert der Waren beibehalten wird, die in
Tax-free-Verkaufsstellen an Reisende verkauft werden
können, welche im innergemeinschaftlichen Luft- oder See­
verkehr reisen —

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 99 ,

auf Vorschlag der Kommission ( ! ),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 2 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts - und Sozialaus­
schusses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Gemäß Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie 69/169/EWG des
Rates vom 28 . Mai 1969 zur Harmonisierung der Rechts­
und Verwaltungsvorschriften über die Befreiung von den
Umsatzsteuern und Sonderverbrauchsteuern bei der Ein­
fuhr im grenzüberschreitenden Reiseverkehr ( 4 ) wird für
Waren, die im persönlichen Gepäck der aus Drittländern
kommenden Reisenden eingeführt werden, eine Steuerbe­
freiung gewährt, sofern die Einfuhr keinen kommerziellen
Charakter hat .

Der Gesamtwert der für diese Steuerbefreiung in Betracht
kommenden Waren darf je Person 45 ECU nicht überstei­
gen. Gemäß Artikel 1 Absatz 2 der Richtlinie 69/169/EWG
können die Mitgliedstaaten diese Freigrenze für Reisende
unter 15 Jahren bis auf 23 ECU verringern .

Ferner sind die Maßnahmen zu berücksichtigen, die von
den internationalen Fachorganisationen zugunsten der Rei­
senden empfohlen worden sind, insbesondere die Bestim­
mungen der Anlage F.3 zum Internationalen Übereinkom­
men zur Vereinfachung und Harmonisierung der Zollver­
fahren.

Diese Ziele ließen sich durch eine Erhöhung der Freibeträge
erreichen .

Es besteht die Notwendigkeit, Deutschland eine befristete
Ausnahmeregelung zu gewähren, da durch die Freibeträge
wirtschaftliche Schwierigkeiten verursacht werden könn­
ten, insbesondere im Zusammenhang mit der Einreise in
das Hoheitsgebiet dieses Staates über Landgrenzen zu ande­
ren Staaten als den Mitgliedstaaten und den EFTA-Staaten
oder mittels der Küstenschiffahrt aus diesen Staaten .

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Die Richtlinie 69/169/EWG wird wie folgt geändert:

1 . In Artikel 1 Absatz 1 wird die Angabe „45 ECU" durch
„ 175 ECU" ersetzt .

2 . In Artikel 1 Absatz 2 wird die Angabe „ 23 ECU" durch
„ 90 ECU" ersetzt .

3 . Artikel 7b erhält folgende Fassung:

„Artikel 7b

( 1 ) In Abweichung von Artikel 1 Absatz 1 wird
Spanien ermächtigt, bis zum 31 . Dezember 2000 für die
betreffenden Waren einen Freibetrag von 600 ECU zu
gewähren, wenn diese Waren von Reisenden von den
Kanarischen Inseln, aus Ceuta und aus Melilla einge­
führt werden, die in das in Artikel 3 Absätze 2 und 3
der Richtlinie 77/388/EWG definierte Gebiet dieses
Landes einreisen .

( 2 ) In Abweichung von Artikel 1 Absatz 2 kann
Spanien diesen Freibetrag für Reisende unter 15 Jahren
bis auf 150 ECU verringern."

Artikel 2

Artikel 28k Nummer 2 Buchstabe a ) Absatz 1 der Richt­
linie 77/388/EWG wird durch folgende Absätze ersetzt:

,, a ) deren Gesamtwert pro Person und pro Reise
90 ECU nicht überschreitet .

(') ABl . Nr . C 102 vom 14 . 4 . 1984, S. 10, und ABl . Nr . C 78 vom
26. 3 . 1985 , S. 9 .

( 2 ) ABl . Nr . C 46 vom 18 . 2 . 1 985 , S. 75, und Stellungnahme vom
20. Januar 1994 ( noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht).

( 3 ) ABl . Nr . C 248 vom 17. 9 . 1984, S. 26 .
( 4 ) ABl . Nr . L 133 vom 4 . 6 . 1969, S. 6 . Richtlinie zuletzt geändert

durch die Richtlinie 92/11 1 /EWG ( ABl . Nr . L 384 vom
30. 12. 1992, S. 47).

5 ) ABl . Nr. L 145 vom 13 . 6 . 1977, S. 1 . Richtlinie zuletzt
geändert durch die Richtlinie 92/11 1/EWG ( ABl . Nr. L 384
vom 30. 12 . 1992 , S. 47).
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In Abweichung von Artikel 28m legen die Mit­
gliedstaaten den in Landeswährung ausgedrückten
Gegenwert des obengenannten Betrags gemäß Arti­
kel 7 Absatz 2 der Richtlinie 69/169/EWG fest ."

( 3 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den
Wortlauf der innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die
sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlas­
sen .

Artikel 4

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 5

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Geschehen zu Brüssel am 14 . Februar 1994 .

Artikel 3

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen
Rechtsvorschriften, um dieser Richtlinie spätestens am
1 . April 1994 nachzukommen. Sie setzen die Kommission
unverzüglich davon in Kenntnis .

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen , neh­
men sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hin­
weis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie
Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der
Bezugnahme .

( 2 ) In Abweichung von Absatz 1 wird die Bundesrepu­
blik Deutschland ermächtigt, die erforderlichen Rechtsvor­
schriften zu erlassen , um dieser Richtlinie bis spätestens
zum 1 . Januar 1998 nachzukommen hinsichtlich solcher
Waren, die von Reisenden eingeführt werden, welche in das
deutsche Hoheitsgebiet über eine Landgrenze zu anderen
Staaten als den Mitgliedstaaten und den EFTA-Staaten
oder mittels der Küstenschiffahrt aus diesen Staaten ein­
reisen .

Im Namen des Rates

Der Präsident

Y. PAPANTONIOU
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RICHTLINIE 94/5/EG DES RATES

vom 14 . Februar 1994

zur Ergänzung des gemeinsamen Mehrwertsteuersystems und zur Änderung der Richtlinie
77/388/EWG — Sonderregelung für Gebrauchtgegenstände, Kunstgegenstände, Sammlungsstücke

oder Antiquitäten

Die Richtlinie 77/388/EWG ist daher zu ändern —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 99,

auf Vorschlag der Kommission ,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ('),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses ( 2 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Gemäß Artikel 32 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des
Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechts­
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern —
Gemeinsames Mehrwertsteuersystem : einheitliche steuer­
pflichtige Bemessungsgrundlage P ) hat der Rat eine ge­
meinschaftliche Regelung für die auf dem Gebiet der
Gebrauchtgegenstände , Kunstgegenstände, Antiquitäten
und Sammlungsstücke anzuwendende Besteuerung zu er­
lassen .

In Ermangelung einer gemeinschaftlichen Regelung ist die
gegenwärtige Situation weiterhin durch äußerst unter­
schiedliche Regelungen gekennzeichnet, die Wettbewerbs­
verzerrungen und Handelsverlagerungen sowohl im Inland
als auch im Verhältnis zwischen den Mitgliedstaaten zur
Folge haben . Diese Unterschiede bedingen außerdem
Ungleichheiten bei der Erhebung der Eigenmittel der
Gemeinschaft . Es erscheint daher geboten, diese Lage so
schnell wie möglich zu beenden .

Der Gerichtshof ht in einer Reihe von Urteilen die Notwen­
digkeit betont, zu einer Harmonisierung zu gelangen, wel­
che Doppelbesteuerungen im innergemeinschaftlichen Han­
del verhindert .

In bestimmten Bereichen sind Übergangsmaßnahmen vor­
zusehen, damit die einschlägigen Rechtsvorschriften schritt­
weise angepaßt werden können.

Im Hinblick auf die Funktionsfähigkeit der Mechanismen
zur Anwendung der Mehrwertsteuer im Binnenmarkt ist
eine gemeinschaftliche Regelung zur Vermeidung von Dop­
pelbesteuerungen und Wettbewerbsverzerrungen zwischen
den Steuerpflichtigen erforderlich .

Artikel 1

Die Richtlinie 77/388/EWG wird wie folgt geändert:

1 . Dem Artikel 11

a ) Teil A wird folgender Absatz angefügt:
„(4 ) Abweichend von den Absätzen 1 , 2 und 3
können die Mitgliedstaaten , die am 1 . Januar
1993 nicht von der Möglichkeit nach Artikel 12
Absatz 3 Buchstabe a ) Unterabsatz 3 Gebrauch
gemacht haben, vorsehen, daß die Besteuerungs­
grundlage bei der Inanspruchnahme der Möglich­
keit nach Teil B Absatz 6 für Umsätze nach
Artikel 12 Absatz 3 Buchstabe c ) Unterabsatz 2
einem Bruchteil des gemäß den Absätzen 1 , 2
und 3 ermittelten Betrags entspricht.
Dieser Bruchteil wird so festgelegt, daß sich die
dergestalt geschuldete Mehrwertsteuer in jedem
Fall auf mindestens 5 v. H. des gemäß den Ab­
sätzen 1 , 2 und 3 ermittelten Betrags beläuft.";

b ) Teil B wird folgender Absatz angefügt:
„( 6 ) Abweichend von den Absätzen 1 bis 4
können die Mitgliedstaaten, die am 1 . Januar
1993 nicht von der Möglichkeit nach Artikel 12
Absatz 3 Buchstabe a ) Unterabsatz 3 Gebrauch
gemacht haben, vorsehen, daß die Besteuerungs­
grundlage bei der Einfuhr von Kunstgegenstän­
den, Sammlungsstücken oder Antiquitäten im
Sinne von Artikel 26a Teil A Buchstaben a ), b )
und c ) einem Bruchteil des gemäß den Absätzen 1
bis 4 festgsetzten Betrags entspricht.
Dieser Bruchteil wird so festgelegt, daß sich die
dergestalt für die Einfuhr geschuldete Mehrwert­
steuer in jedem Fall auf mindestens 5 v. H. des
gemäß den Absätzen 1 bis 4 festgesetzten Betrags
beläuft."

2 . Artikel 12

a ) Absatz 3 Buchstabe c ) erhält folgende Fassung:
,, c ) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, daß

der ermäßigte oder ein ermäßigter Steuersatz,
den sie gemäß Buchstabe a ) Unterabsatz 3
anwenden, auch auf die Einfuhr von Kunstge­

(') ABl . Nr . C 323 vom 27. 12 . 1989, S. 120 .
( 2 ) ABl . Nr . C 201 vom 7. 8 . 1989, S. 6 .
( ) ABl . Nr . L 145 vom 13 . 6 . 1977, S. 1 . Richtlinie zuletzt

geändert durch die Richtlinie 92/111 /EWG ( ABl . Nr. L 384
vom 30. 12 . 1992, S. 47).
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genständen, Sammlungsstücken oder Antiqui­
täten im Sinne von Artikel 26a Teil A Buch­
staben a ), b ) und c ) anwendbar ist .

Wenn die Mitgliedstaaten von dieser Mög­
lichkeit Gebrauch machen, können sie diesen
ermäßigten Steuersatz auch auf Lieferungen
von Kunstgegenständen im Sinne von Arti­
kel 26a Teil A Buchstabe a ) anwenden,

— die von ihrem Urheber oder dessen
Rechtsnachfolgern bewirkt werden;

— die von einem Steuerpflichtigen, der kein
steuerpflichtiger Wiederverkäufer ist , als
Gelegenheitslieferungen bewirkt werden ,
wenn die Kunstgegenstände von diesem
Steuerpflichtigen selbst eingeführt wurden
oder ihm von ihrem Urheber oder dessen
Rechtsnachfolgern geliefert wurden oder
ihm das Recht auf vollen Mehrwertsteuer­
abzug eröffnet haben.";

b ) Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„( 5 ) Vorbehaltlich des Absatzes 3 Buchstabe c )
ist bei der Einfuhr eines Gegenstands der gleiche
Satz anzuwenden, der für die Lieferung des glei­
chen Gegenstands im Inland gilt."

3 . Folgender Artikel wird eingefügt :

„Artikel 26a

Sonderregelung für Gebrauchtgegenstände, Kunst­
gegenstände, Sammlungsstücke oder Antiquitäten

A. Definitionen

Im Sinne dieses Artikels gelten unbeschadet son­
stiger Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts als

a ) ,Kunstgegenstände ' die in Anhang I Buch­
stabe a ) genannten Gegenstände .

Die Mitgliedstaaten können jedoch vorsehen ,
daß die unter den letzten drei Gedankenstri­
chen in Anhang I Buchstabe a ) genannten
Gegenstände nicht als Kunstgegenstände gel­
ten;

b ) ,Sammlungsstücke ' die in Anhang I Buch­
stabe b ) genannten Gegenstände;

c ) ,Antiquitäten ' die in Anhang I Buchstabe c )
genannten Gegenstände;

d ) , Gebrauchtgegenstände ' bewegliche körperli­
che Gegenstände , die keine Kunstgegenstände,
Sammlungsstücke oder Antiquitäten und Edel­
metalle oder Edelsteine gemäß der Definition
der Mitgliedstaaten sind und die in ihrem
derzeitigen Zustand oder nach Instandsetzung
erneut verwendbar sind;

e ) ,steuerpflichtiger Wiederverkäufer ' jeder
Steuerpflichtige, der im Rahmen seiner ge­
werblichen Tätigkeit Gebrauchtgegenstände ,
Kunstgegenstände, Sammlungsstücke oder

Antiquitäten kauft oder zur Deckung seines
unternehmerischen Bedarfs verwendet oder
zum Zwecke des Wiederverkaufs einführt,
gleich , ob er auf eigene Rechnung oder auf­
grund eines Einkaufs - oder Verkaufskommis­
sionsvertrags auf fremde Rechnung handelt;

f) Veranstalter einer öffentlichen Versteigerung'
jeder Steuerpflichtige , der im Rahmen seiner
gewerblichen Tätigkeit Gegenstände zur öf­
fentlichen Versteigerung anbietet, um sie an
den Meistbietenden zu verkaufen;

g) Kommittent eines Veranstalters öffentlicher
Versteigerungen ' jede Person, die einem Ver­
anstalter öffentlicher Versteigerungen einen
Gegenstand aufgrund eines Verkaufskommis­
sionsvertrags zu folgenden Bedingungen über­
gibt :
— der Veranstalter der öffentlichen Verstei­

gerung bietet den Gegenstand im eigenen
Namen, aber für Rechnung seines Kom­
mittenten zur öffentlichen Versteigerung
an;

— der Veranstalter der öffentlichen Verstei­
gerung übergibt den Gegenstand im eige­
nen Namen, aber für Rechnung seines
Kommittenten an den Meistbietenden, der
in der öffentlichen Versteigerung den
Zuschlag erhalten hat.

B. Sonderregelung für steuerpflichtige Wiederver­
käufer

( 1 ) Die Mitgliedstaaten wenden auf die Liefe­
rung von Gebrauchtgegenständen, Kunstgegen­
ständen, Sammlungsstücken oder Antiquitäten
durch steuerpflichtige Wiederverkäufer eine Son­
derregelung über die Differenzbesteuerung des
steuerpflichtigen Wiederverkäufers gemäß den
folgenden Bestimmungen an .

( 2 ) Lieferungen im Sinne von Absatz 1 sind
Lieferungen von Gebrauchtgegenständen, Kunst­
gegenständen, Sammlungsstücken oder Antiquitä­
ten durch einen steuerpflichtigen Wiederverkäu­
fer, wenn ihm diese Gegenstände innerhalb der
Gemeinschaft geliefert werden

— von einem Nichtsteuerpflichtigen
oder

— von einem anderen Steuerpflichtigen, sofern
die Lieferung des Gegenstands durch diesen
anderen Steuerpflichtigen gemäß Artikel 13
Teil B Buchstabe c ) von der Steuer befreit ist,
oder

— von einem anderen Steuerpflichtigen, sofern
für die Lieferung des Gegenstands durch die­
sen anderen Steuerpflichtigen die Steuerbe­
freiung nach Artikel 24 gilt und es sich dabei
um ein Investitionsgut handelt,
oder
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— von einem anderen steuerpflichtigen Wieder­
verkäufer, sofern die Lieferung des Gegen­
stands durch diesen anderen steuerpflichtigen
Wiederverkäufer gemäß dieser Sonderregelung
mehrwertsteuerpflichtig ist .

( 3 ) Die Besteuerungsgrundlage bei der Liefe­
rung von Gegenständen im Sinne von Absatz 2
ergibt sich aus der Differenz des steuerpflichtigen
Wiederverkäufers , abzüglich des Betrags der auf
diese Differenz erhobenen Mehrwertsteuer. Diese
Differenz entspricht dem Unterschied zwischen
dem von dem steuerpflichtigen Wiederverkäufer
geforderten Verkaufspreis und dem Einkaufspreis
des Gegenstands .

Im Sinne dieses Absatzes gelten als

Verkaufspreis ' die gesamte Gegenleistung, die
der steuerpflichtige Wiederverkäufer vom
Käufer oder von einem Dritten erhält oder zu
erhalten hat, einschließlich der unmittelbar mit
diesem Umsatz zusammenhängenden Zu­
schüsse, die Steuern , Zölle, Abschöpfungen
und Abgaben sowie die Nebenkosten wie Pro­
visions-, Verpackungs-, Beförderungs- und
Versicherungskosten, die der steuerpflichtige
Wiederverkäufer vom Käufer fordert, mit Aus­
nahme der in Artikel 11 Teil A Absatz 3
genannten Beträge;

— ,Einkaufspreis 1 die gesamte Gegenleistung ent­
sprechend der Definition des ersten Gedanken­
strichs, die der Lieferant von dem steuerpflich­
tigen Wiederverkäufer erhält oder zu erhalten
hat.

(4 ) Die Mitgliedstaaten räumen den steuer­
pflichtigen Wiederverkäufern das Recht ein, diese
Sonderregelung bei der Lieferung folgender
Gegenstände anzuwenden :

a ) von ihnen selbst eingeführte Kunstgegen­
stände, Sammlungsstücke oder Antiquitäten ;

b ) vom .Urheber oder von dessen Rechtsnachfol­
gern gelieferte Kunstgegenstände ;

c ) Kunstgegenstände, die von einem Steuer­
pflichtigen, der kein steuerpflichtiger Wieder­
verkäufer ist , an sie geliefert werden, wenn auf
diese Lieferung der ermäßigte Steuersatz nach
Artikel 12 Absatz 3 Buchstabe c ) angewandt
wird .

Die Mitgliedstaaten legen die Einzelheiten der
Ausübung dieser Option fest , die in jedem Fall für
einen Zeitraum von mindestens zwei Kalenderjah­
ren gilt .

Wird die Anwendung der Sonderregelung ge­
wählt, so wird die Besteuerungsgrundlage gemäß
Absatz 3 ermittelt . Bei der Lieferurig von Kunstge­
genständen, Sammlungsstücken oder Antiquitä­
ten, die der steuerpflichtige Wiederverkäufer
selbst eingeführt hat, entspricht der für die Be­

rechnung der Gewinnspanne zugrunde zu legende
Einkaufspreis der gemäß Artikel 11 Teil B ermit­
telten Besteuerungsgrundlage bei der Einfuhr
zuzüglich der für die Einfuhr geschuldeten oder
entrichteten Mehrwertsteuer.

( 5 ) Werden der Sonderregelung über die Diffe­
renzbesteuerung unterliegende Lieferungen von
Gebrauchtgegenständen, Kunstgegenständen,
Sammlungsstücken oder Antiquitäten unter den
Bedingungen des Artikels 15 bewirkt, so sind sie
von der Steuer befreit .

( 6 ) Ein Steuerpflichtiger ist nicht berechtigt, die
für Gegenstände, die ihm von einem steuerpflich­
tigen Wiederverkäufer geliefert werden, geschul­
dete oder entrichtete Mehrwertsteuer als Vor­
steuer abzuziehen, wenn die Lieferung dieser
Gegenstände durch den steuerpflichtigen Wieder­
verkäufer der Sonderregelung über die Differenz­
besteuerung unterliegt .

( 7 ) Sofern die Gegenstände für Lieferungen
verwendet werden, die der Sonderregelung über
die Differenzbesteuerung unterliegen, ist der
steuerpflichtige Wiederverkäufer nicht berechtigt,

a ) die geschuldete oder entrichtete Mehrwert­
steuer auf von ihm selbst eingeführte Kunstge­
genstände, Sammlungsstücke oder Antiquitä­
ten,

b ) die geschuldete oder entrichtete Mehrwert­
steuer auf Kunstgegenstände, die vom Urheber
oder von dessen Rechtsnachfolgern geliefert
werden,

c ) die geschuldete oder entrichtete Mehrwert­
steuer auf Kunstgegenstände, die von einem
Steuerpflichtigen geliefert werden, der kein
steuerpflichtiger Wiederverkäufer ist,

von seiner Steuerschuld abzuziehen .

( 8 ) Sofern der steuerpflichtige Wiederverkäufer
die normale Mehrwertsteuerreglung und die Son­
derregelung über die Differenzbesteuerung an­
wendet, muß er über die unter die jeweilige Rege­
lung fallenden Umsätze nach den von den Mit­
gliedstaaten festgelegten Modalitäten getrennt
Buch führen .

( 9 ) Der steuerpflichtige Wiederverkäufer darf
die Steuer auf die Lieferungen von Gegenständen,
auf die er die Sonderregelung über die Differenz­
besteuerung anwendet, in der von ihm ausgestell­
ten Rechnung oder einem sonstigen an deren
Stelle tretenden Dokument nicht gesondert aus­
weisen.

( 10 ) Die Mitgliedstaaten können zur Vereinfa­
chung der Steuererhebung und vorbehaltlich der
Konsultation nach Artikel 29 für bestimmte
Umsätze oder für bestimmte Gruppen von steuer­
pflichtigen Wiederverkäufern vorsehen, daß die
Besteuerungsgrundlage bei der Lieferung von
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Gegenständen, die der Sonderregelung über die
Differenzbesteuerung unterliegen, für jeden
Steuerzeitraum, für den der steuerpflichtige Wie­
derverkäufer eine Steuererklärung gemäß Arti­
kel 22 Absatz 4 abzugeben hat, festgesetzt wird .

In diesem Fall ergibt sich die Besteuerungsgrund­
lage für Lieferungen von Gegenständen, die ein
und demselben Mehrwertsteuersatz unterliegen,
aus der von dem steuerpflichtigen Wiederver­
käufer erzielten Gesamtdifferenz abzüglich des
Betrags der auf diese Differenz erhobenen Mehr­
wertsteuer .

Die Gesamtdifferenz entspricht dem Unterschied
zwischen

— dem Gesamtbetrag der von dem steuerpflich­
tigen Wiederverkäufer während dieses Zeit­
raums bewirkten, der Sonderregelung über die
Differenzbesteuerung unterliegenden Lieferun­
gen von Gegenständen; dieser Betrag ent­
spricht der Gesamtsumme der gemäß Absatz 3
festgelegten Verkaufspreise;

und

— dem Gesamtbetrag der von dem steuerpflich­
tigen Wiederverkäufer während dieses Zeit­
raums getätigten Einkäufe von Gegenständen
im Sinne von Absatz 2 ; dieser Betrag ent­
spricht der Gesamtsumme der gemäß Absatz 3
festgelegten Einkaufspreise .

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen
Maßnahmen, damit sich für die betroffenen
Steuerpflichtigen weder ungerechtfertigte Vorteile
noch ungerechtfertigte Nachteile ergeben.

( 11 ) Der steuerpflichtige Wiederverkäufer
kann für jede gemäß Absatz 2 oder 4 unter die
Sonderregelung fallende Lieferung die normale
Mehrwertsteuerregelung anwenden .

Wendet der steuerpflichtige Wiederverkäufer die
normale Mehrwertsteuerregelung an, ist er be­
rechtigt, bei der Lieferung

a ) eines von ihm selbst eingeführten Kunstgegen­
stands , Sammlungsstücks oder einer Antiqui­
tät die für die Einfuhr dieses Gegenstands
geschuldete oder entrichtete Mehrwertsteuer
als Vorsteuer abzuziehen;

b ) eines Kunstgegenstands , der von seinem Urhe­
ber oder dessen Rechtsnachfolgern geliefert
wurde, die für den ihm gelieferten Kunstge­
genstand geschuldete oder entrichtete Mehr­
wertsteuer als Vorsteuer abzuziehen;

c ) eines Kunstgegenstands, der von einem Steuer­
pflichtigen geliefert wurde, der kein steuer­
pflichtiger Wiederverkäufer ist , die für den
ihm gelieferten Kunstgegenstand geschuldete
oder entrichtete Mehrwertsteuer als Vorsteuer
abzuziehen .

Das Abzugsrecht entsteht zu dem Zeitpunkt, zu
dem der Steueranspruch für die Lieferung ent­
steht, für die der steuerpflichtige Wiederverkäufer
die Anwendung der normalen Mehrwertsteuerre­
gelung gewählt hat.

C. Sonderregelung für öffentliche Versteigerungen

( 1 ) Abweichend von Teil B können die Mit­
gliedstaaten die Besteuerungsgrundlage für die
Lieferung von Gebrauchtgegenständen, Kunstge­
genständen, Sammlungsstücken oder Antiquitäten
entsprechend den folgenden Bestimmungen fest­
setzen, wenn sie durch einen Veranstalter öffent­
licher Versteigerungen geliefert werden, der im
eigenen Namen aufgrund eines Kommissionsver­
trags zum Verkauf dieser Gegenstände im Wege
einer öffentlichen Versteigerung für Rechnung
eines Dritten handelt, und zwar entweder

— eines Nichtsteuerpflichtigen
oder

— eines anderen Steuerpflichtigen, sofern die Lie­
ferung des Gegenstands im Sinne von Artikel 5
Absatz 4 Buchstabe c ) durch diesen anderen
Steuerpflichtigen nach Artikel 13 Teil B Buch­
stabe c ) von der Steuer befreit ist ,

oder

— eines anderen Steuerpflichtigen, sofern für die
Lieferung des Gegenstands im Sinne von Arti­
kel 5 Absatz 4 Buchstabe c ) durch diesen
anderen Steuerpflichtigen die Steuerbefreiung
nach Artikel 24 gilt und es sich dabei um ein
Investitionsgut handelt,
oder

— eines steuerpflichtigen Wiederverkäufers, so­
fern die Lieferung des Gegenstands im Sinne
von Artikel 5 Absatz 4 Buchstabe c ) durch
diesen anderen steuerpflichtigen Wiederver­
käufer der in Teil B vorgesehenen Sonderrege­
lung über die Differenzbesteuerung unterliegt .

( 2 ) Die Besteuerungsgrundlage für jede Liefe­
rung von Gegenständen nach Absatz 1 ergibt sich
aus dem dem Käufer vom Veranstalter der öffent­
lichen Versteigerung nach Absatz 4 in Rechnung
gestellten Gesamtbetrag abzüglich

— des nach Absatz 3 festgelegten, vom Veranstal­
ter der öffentlichen Versteigerung an seinen
Kommittenten gezahlten oder zu zahlenden
Nettobetrags
und

— des Betrags der vom Veranstalter der öffent­
lichen Versteigerung für seine Lieferung zu
entrichtenden Steuer.

( 3 ) Der vom Veranstalter der öffentlichen Ver­
steigerung an seinen Kommittenten gezahlte oder
zu zahlende Nettobetrag entspricht der Differenz
zwischen
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— dem Preis, zu dem in der Versteigerung der
Zuschlag für den Gegenstand erteilt wurde ,
und

— dem Betrag der Provision, die der Veranstalter
der öffentlichen Versteigerung von seinem
Kommittenten gemäß dem Verkaufskommis­
sionsvertrag erhält oder zu erhalten hat.

(4 ) Der Veranstalter der öffentlichen Versteige­
rung muß dem Käufer eine Rechnung oder ein an
deren Stelle tretendes Dokument aushändigen , in
dem

— der Zuschlagspreis des Gegenstands,

— die Steuern, Zölle , Abschöpfungen und Ab­
gaben,

— die Nebenkosten , wie Provisions-, Verpak­
kungs-, Beförderungs- und Versicherungsko­
sten , die der Veranstalter vom Käufer des
Gegenstands fordert ,

gesondert ausgewiesen werden .

In dieser Rechnung darf jedoch die Mehrwert­
steuer selbst nicht gesondert ausgewiesen werden .

( 5 ) Der Veranstalter der öffentlichen Versteige­
rung, dem der Gegenstand aufgrund eines Kom­
missionsvertrags zum Verkauf im Wege der
öffentlichen Versteigerung übergeben wurde, muß
seinem Kommittenten eine Ausführungsanzeige
aushändigen .

In dieser Ausführungsanzeige muß der Umsatzbe­
trag, d . h . der Preis , zu dem der Zuschlag für den
Gegenstand erteilt wurde, abzüglich des Betrags
der vom Kommittenten erhaltenen oder zu erhal­
tenden Provision getrennt ausgewiesen werden .

Die auf diese Weise ausgestellte Ausführungs­
anzeige tritt an die Stelle der Rechnung, die der
Kommittent, sofern er steuerpflichtig ist, dem
Veranstalter der öffentlichen Versteigerung gemäß
Artikel 22 Absatz 3 ausstellen muß.

( 6 ) Veranstalter öffentlicher Versteigerungen,
die Gegenstände unter den in Absatz 1 genannten
Bedingungen liefern, müssen die nachstehenden
Beträge als Durchgangsposten verbuchen :

— die vom Käufer des Gegenstands erhaltenen
oder zu erhaltenden Beträge;

— die dem Verkäufer des Gegenstands erstatteten
oder zu erstattenden Beträge .

Diese Beträge müssen ordnungsgemäß nachgewie­
sen oder belegt sein .

( 7) Die Lieferung eines Gegenstands an einen
steuerpflichtigen Veranstalter öffentlicher Verstei­

gerungen gilt als zum Zeitpunkt des Verkaufs
dieses Gegenstands im Wege der öffentlichen Ver­
steigerung erfolgt .

D. Übergangsregelung für die Besteuerung des Han­
dels zwischen den Mitgliedstaaten

Für die Dauer des in Artikel 281 genannten Zeit­
raums wenden die Mitgliedstaaten die nachste­
henden Bestimmungen an :

a ) Die Lieferungen von neuen Fahrzeugen im
Sinne des Artikels 28a Absatz 2 sind von den
Sonderregelungen nach den Teilen B und C
ausgeschlossen , wenn sie unter den Bedingun­
gen des Artikels 28c Teil A ausgeführt wer­
den .

b ) Abweichend von Artikel 28a Absatz 1 Buch­
stabe a ) unterliegt der innergemeinschaftliche
Erwerb von Gebrauchtgegenständen, Kunst­
gegenständen, Sammlungsstücken oder Anti­
quitäten nicht der Mehrwertsteuer, wenn der
Verkäufer ein steuerpflichtiger Wiederverkäu­
fer ist, der als solcher handelt, und wenn der
erworbene Gegenstand im Mitgliedstaat des
Beginns des Versands oder der Beförderung
nach der in Teil B vorgesehenen Sonderrege­
lung über die Differenzbesteuerung versteuert
wurde, oder wenn der Verkäufer ein Veran­
stalter öffentlicher Versteigerungen ist, der als
solcher handelt , und wenn der erworbene
Gegenstand im Mitgliedstaat des Beginns des
Versands oder der Beförderung nach der in
Teil C vorgesehenen Sonderregelung versteu­
ert wurde .

c ) Artikel 28b Teil B und Artikel 28c Teil A
Buchstaben a ), c ) und d ) gelten nicht für die
Lieferung von Gegenständen, die der Mehr­
wertsteuer gemäß einer der Sonderregelungen
nach den Teilen B und C unterliegen."

4 . In Artikel 28 wird folgender Absatz eingefügt:

„( la ) Bis zum 30. Juni 1999 kann das Vereinigte
Königreich Großbritannien und Nordirland bei der
Einfuhr von Kunstgegenständen, Sammlungsstücken
oder Antiquitäten, die am 1 . Januar . 1993 von der
Steuer befreit waren, Artikel 11 Teil B Absatz 6
dergestalt anwenden, daß sich die bei der Einfuhr
geschuldete Mehrwertsteuer in jedem Falle auf
2,5 v . H. des gemäß Artikel 11 Teil B Absätze 1 bis 4
festgelegten Betrags beläuft."

5 . Dem Artikel 28 Absatz 2 Buchstabe e ) wird folgender
Unterabsatz angefügt:

„ Diese Bestimmung gilt nicht für Lieferungen von
Gebrauchtgegenständen, Kunstgegenständen, Samm­
lungsstücken und Antiquitäten, die der Mehrwert­
steuer gemäß einer Sonderregelung nach Artikel 26a
Teile B und C unterliegen."
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6 . Artikel 28a Absatz 2 Buchstabe h) erhält folgende
Fassung:

„ b ) gelten nicht als ,neue Fahrzeuge ' die in Buch­
stabe a ) genannten Fahrzeuge , wenn gleichzeitig
die beiden nachstehenden Bedingungen erfüllt
sind :

— Die Lieferung erfolgt mehr als drei Monate
nach der ersten InbetriebHahme. Für motor­
betriebene Landfahrzeuge nach Buchstabe a )
beträgt dieser Zeitraum sechs Monate ;

— das Fahrzeug hat mehr als 6 000 Kilometer
im Fall eines Landfahrzeugs, mehr als
100 Stunden auf Wasser im Fall eines Was­
serfahrzeugs oder mehr als 40 Stunden in der
Luft im Fall eines Luftfahrzeugs zurückge­
legt .

Die Mitgliedstaaten legen die Voraussetzungen
fest, unter denen die obengenannten Angaben als
gegeben gelten ."

7 . Folgender Abschnitt und folgender Artikel werden
eingefügt:

„ ABSCHNITT XVIb

ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN FÜR
GEBRAUCHTGEGENSTÄNDE, KUNSTGEGEN­
STÄNDE, SAMMLUNGSSTÜCKE ODER
ANTIQUITÄTEN

Artikel 28o

( 1 ) Die Mitgliedstaaten, die am 31 . Dezember 1992
auf Lieferungen von Gebrauchtfahrzeugen durch
steuerpflichtige Wiederverkäufer eine andere als die in
Artikel 26a Teil B vorgesehene Sonderregelung ange­
wandt haben, können diese Regelung für die Dauer
des in Artikel 281 genannten Zeitraums beibehalten,
sofern diese Regelung die nachstehenden Bedingungen
erfüllt oder dergestalt angepaßt wird , daß sie diese
erfüllt :

a ) Die Sonderregelung gilt nur für Lieferungen von
Fahrzeugen im Sinne des Artikels 28a Absatz 2
Buchstabe a ), die als Gebrauchtgegenstände im
Sinne des Artikels 26a Teil A Buchstabe d ) gelten,
wenn sie durch steuerpflichtige Wiederverkäufer
im Sinne des Artikels 26a Teil A Buchstabe e )
bewirkt werden und nach Artikel 26a Teil B
Absätze 1 und 2 der Sonderregelung über die
Differenzbesteuerung unterliegen . Die Lieferungen
von neuen Fahrzeugen im Sinne des Artikels 28a
Absatz 2 Buchstabe b ), die unter den in Arti­
kel 28c Teil A vorgesehenen Bedingungen erfol­
gen, sind von dieser Sonderregelung ausgeschlos­
sen .

b ) Die für jede der unter Buchstabe a ) genannten
Lieferungen geschuldete Steuer entspricht dem
Betrag der Steuer, die erhoben würde, wenn diese
Lieferung der normalen Mehrwertsteuerregelung
unterläge, abzüglich des Betrags der Mehrwert­

steuer, die als in dem von dem steuerpflichtigen
Wiederverkäufer für • das Fahrzeug entrichteten
Einkaufspreis enthalten gilt .

c ) Die Mehrwertsteuer, die als in dem von dem
steuerpflichtigen Wiederverkäufer für das Fahr­
zeug entrichteten Einkaufspreis enthalten gilt,
wird nach folgendem Verfahren berechnet:

— der zugrunde zu legende Einkaufspreis ist der
Einkaufspreis im Sinne des Artikels 26a Teil B
Absatz 3 ;

— in diesem vom steuerpflichtigen Wiederverkäu­
fer entrichteten Einkaufspreis gilt die Mehr­
wertsteuer als enthalten , die geschuldet wor­
den wäre , wenn der Lieferant des steuerpflich­
tigen Wiederverkäufers auf seine Lieferung die
normale Mehrwertsteuerregelung angewandt
hätte ;

— der zugrunde zu legende Steuersatz ist der in
dem Mitgliedstaat, in dem gemäß Artikel 8 der
Ort der Lieferung an den steuerpflichtigen
Wiederverkäufer als gelegen gilt, angewandte
Steuersatz gemäß Artikel 12 Absatz 1 .

d ) Die für jede der unter Buchstabe a ) genannten
Lieferungen geschuldete und gemäß Buchstabe b)
festgesetzte Steuer muß mindestens dem Steuerbe­
trag entsprechen, der erhoben worden wäre , wenn
die betreffende Lieferung der Sonderregelung über
die Differenzbesteuerung gemäß Artikel 26a Teil B
Absatz 3 unterlegen hätte .

Für die Anwendung der vorgenannten Bestimmun­
gen können die Mitgliedstaaten für den Fall , daß
die Lieferung der Sonderregelung über die Diffe­
renzbesteuerung unterlegen hätte, vorsehen, daß
diese Differenz mit mindestens 10 v . H. des Ver­
kaufspreises im Sinne von Teil B Absatz 3 hätte
angesetzt werden müssen .

e ) Der steuerpflichtige Wiederverkäufer ist nicht
berechtigt, in der von ihm ausgestellten Rechnung
oder einem anderen an deren Stelle tretenden
Dokument die Steuer für die Lieferungen, für die
er diese Sonderregelung anwendet, gesondert aus­
zuweisen .

f ) Ein Steuerpflichtiger ist nicht berechtigt, die für
die Lieferung eines Gebrauchtfahrzeugs durch
einen steuerpflichtigen Wiederverkäufer geschul­
dete oder entrichtete Steuer als Vorsteuer abzuzie­
hen, wenn die Lieferung dieser Gegenstände von
dem steuerpflichtigen Wiederverkäufer gemäß
Buchstabe a ) besteuert worden ist .

g ) Abweichend von Artikel 28a Absatz 1 Buch­
stabe a ) unterliegt der innergemeinschaftliche
Erwerb von Fahrzeugen nicht der Mehrwertsteuer,
wenn der Verkäufer ein steuerpflichtiger Wieder­
verkäufer ist, der als solcher handelt, und das
betreffende Gebrauchtfahrzeug im Mitgliedstaat
des Beginns des Versands oder der Beförderung
gemäß Buchstabe a ) besteuert worden ist .
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h ) Artikel 28b Teil B und Artikel 28c Teil A Buchsta­
ben a ) und d ) gelten nicht für die Lieferung
von Gebrauchtfahrzeugen, die der Mehrwertsteuer
gemäß Buchstabe a ) unterliegen.

( 2 ) Abweichend von Absatz 1 erster Satz ist das
Königreich Dänemark berechtigt , für die Dauer des in
Artikel 281 genannten Zeitraums die in Absatz 1
Buchstaben a ) bis h ) vorgesehene Sonderregelung
anzuwenden.

( 3 ) Wenden die Mitgliedstaaten die Sonderregelung
für öffentliche Versteigerungen gemäß Artikel 26a
Teil C an , so wenden sie diese Sonderregelung auch
auf die Lieferung von Gebrauchtfahrzeugen an, die
von einem Veranstalter einer öffentlichen Versteige­
rung bewirkt wird , der in eigenem Namen aufgrund
eines Kommissionsvertrags zum Verkauf dieser
Gegenstände im Wege einer öffentlichen Versteige­
rung für Rechnung eines steuerpflichtigen Wiederver­
käufers handelt , sofern die von diesem steuerpflichti­
gen Wiederverkäufer bewirkte Lieferung von Ge­
brauchtfahrzeugen im Sinne von Artikel 5 Absatz 4
Buchstabe c ) gemäß den Absätzen 1 und 2 steuer­
pflichtig ist .

( 4 ) Die Bundesrepublik Deutschland wird ermäch­
tigt, bis zum 30 . Juni 1999 für die Lieferungen von
Kunstgegenständen, Sammlungsstücken und Antiqui­
täten durch einen steuerpflichtigen Wiederverkäufer,
die diesem nach Maßgabe von Artikel 26a Teil B
Absatz 2 geliefert worden sind , diesen steuerpflichti­
gen Wiederverkäufern die Möglichkeit der Anwen­
dung der Sonderregelung für steuerpflichtige Wieder­
verkäufer oder der Regelbesteuerung wie folgt einzu­
räumen:

a ) Für die Anwendung der Sonderregelung für steuer­
pflichtige Wiederverkäufer auf deren Lieferungen
bestimmt sich die Bemessungsgrundlage nach Arti­
kel 11 Teil A Absätze 1 , 2 und 3 .

b ) Soweit die Gegenstände für Zwecke seiner gemäß
Buchstabe a ) besteuerten Umsätze verwendet wer­
den, ist der steuerpflichtige Wiederverkäufer
befugt, von der von ihm geschuldeten Steuer fol­
gende Beträge abzuziehen :

— die geschuldete oder entrichtete Mehrwert­
steuer für Lieferungen von Kunstgegenständen,
Sammlungsstücken und Antiquitäten durch
einen anderen steuerpflichtigen Wiederverkäu­
fer, sofern die Lieferung dieses anderen steuer­
pflichtigen Wiederverkäufers gemäß Buch­
stabe a ) besteuert worden ist;

— die Mehrwertsteuer, die als im Einkaufspreis
der Kunstgegenstände, Sammlungsstücke und
Antiquitäten eingeschlossen gilt , welche ihm
von einem anderen steuerpflichtigen Wieder­
verkäufer geliefert werden oder geliefert wor­
den sind , sofern auf die Lieferung dieses an­
deren steuerpflichtigen Wiederverkäufers die
Mehrwertsteuer nach Maßgabe der Sonderre­

gelung über die Differenzbesteuerung gemäß
Artikel 26a Teil B in dem Mitgliedstaat erho­
ben worden ist, in dessen Hoheitsgebiet der
nach Artikel 8 festgelegte Ort dieser Lieferung
als gelegen gilt .

Das Recht auf Vorsteuerabzug entsteht, wenn
der Anspruch auf die Steuer entsteht, die für
die nach Buchstabe a ) besteuerte Lieferung
geschuldet wird .

c ) Zur Anwendung der Bestimmungen des Buchsta­
bens b ) zweiter Gedankenstrich bestimmt sich der
Einkaufspreis für die Kunstgegenstände , Samm­
lungsstücke oder Antiquitäten, deren Lieferung
durch den steuerpflichtigen Wiederverkäufer nach
Buchstabe a ) besteuert wird, nach Artikel 26a Teil
B Absatz 3 , wobei die Steuer, die als in diesem
Einkaufspreis enthalten gilt, nach folgendem Ver­
fahren berechnet wird :

— In dem Einkaufspreis gilt die Mehrwertsteuer
als enthalten , die erhoben worden wäre, wenn
die von dem Lieferanten erzielte steuerpflich­
tige Differenz 20 v. H. des Einkaufspreises
entsprochen hätte.

— Der zugrunde zu legende Steuersatz ist der in
dem Mitgliedstaat geltende Steuersatz im Sinne
von Artikel 12 Absatz 1 , in dem der nach
Artikel 8 festgelegte Ort dieser der Sonderrege­
lung über die Differenzbesteuerung unterlie­
genden Lieferung als gelegen gilt.

d ) Wenn er die normale Mehrwertsteuerregelung auf
die Lieferung von Kunstgegenständen, Samm­
lungsstücken oder Antiquitäten anwendet, die ihm
von einem anderen steuerpflichtigen Wiederver­
käufer geliefert worden und gemäß Buchstabe a )
besteuert worden sind, ist der steuerpflichtige Wie­
derverkäufer berechtigt, von der von ihm zu ent­
richtenden Steuer die Mehrwertsteuer gemäß
Buchstabe b ) abzuziehen .

e ) Es gilt der auf diese Lieferungen zum 1 . Januar
1993 anwendbare Steuersatz.

f) Für die Anwendung des Artikels 26a Teil B
Absatz 2 vierter Gedankenstrich, des Teils C
Absatz 1 vierter Gedankenstrich und des Teils D
Buchstaben b ) und c ) gelten die nach Buchstabe a )
besteuerten Lieferungen von Kunstgegenständen,
Sammlungsstücken und Antiquitäten in den Mit­
gliedstaaten als Lieferungen, die der Mehrwert­
steuer nach der Sonderregelung über die Differenz­
besteuerung gemäß Artikel 26a Teil B unterliegen .

g) Werden die nach Buchstabe a ) besteuerten Liefe­
rungen von Kunstgegenständen, Sammlungsstük­
ken oder Antiquitäten nach Maßgabe von Arti­
kel 28c Teil A bewirkt, so ist auf der Rechnung
gemäß Artikel 22 Absatz 3 ein Vermerk anzubrin­
gen, daß die Sonderregelung über die Differenzbe­
steuerung nach Artikel 28o Absatz 4 angewandt
worden ist ."
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Sie erlassen die erforderlichen Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften, damit ihre dergestalt angepaßte Regelung
spätestens am 1 . Januar 1995 in Kraft tritt.

( 2 ) Die Mitgliedstaaten setzen die Kommission von den
Vorschriften, die sie in Anwendung dieser Richtlinie erlas­
sen, in Kenntnis .

( 3 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den
Wortlaut der innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die
sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet er­
lassen .

(4 ) Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlas­
sen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen
Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese
Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelhei­
ten der Bezugnahme.

8 . Die in Artikel 28 Absatz 3 Buchstabe e ) vorgesehene
Ausnahme wird in bezug auf Artikel 5 Absatz 4
Buchstabe c ) gestrichen.

9 . Artikel 32 wird aufgehoben.

10 . Der Anhang zu dieser Richtlinie wird als Anhang I
angefügt .

Artikel 2

Die Mitgliedstaaten können hinsichtlich des Rechts auf
Abzug der Mehrwertsteuer Maßnahmen treffen, damit sich
für den betroffenen steuerpflichtigen Wiederverkäufer
keine ungerechtfertigten Vor- oder Nachteile ergeben.

Artikel 3

Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission einstimmig
jeden Mitgliedstaat zur Einführung besonderer Maßnah­
men zur Betrugsbekämpfung ermächtigen, nach denen die
gemäß der Regelung über die Differenzbesteuerung nach
Artikel 26a Teil B geschuldete Steuer mindestens dem
Betrag der Steuer entspricht, die bei Zugrundelegung einer
Differenz in Höhe eines bestimmten Prozentsatzes des
Verkaufspreises geschuldet würde. Dieser Prozentsatz wird
unter Zugrundelegung der in dem betreffenden Sektor
üblichen Differenzen festgelegt.

Artikel 4

( 1 ) Die Mitgliedstaaten passen ihre gegenwärtige Mehr­
wertsteuerregelung den Bestimmungen dieser Richtlinie an.

Artikel S

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Geschehen zu Brüssel am 14. Februar 1994.

Im Namen des Rates

Der Präsident

Y. PAPANTONIOU
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ANHANG

,ANHANG I

KUNSTGEGENSTÄNDE, SAMMLUNGSSTÜCKE UND ANTIQUITÄTEN

Für die Zwecke dieser Richtlinie gelten als

a ) ,Kunstgegenstände' folgende Gegenstände:
— Gemälde ( z . B. Ölgemälde, Aquarelle, Pastelle ) und Zeichnungen sowie Collagen und ähnliche dekora­

tive Bildwerke, vollständig vom Künstler mit der Hand geschaffen, ausgenommen Baupläne und
-Zeichnungen, technische Zeichnungen und andere Pläne und Zeichnungen zu Gewerbe-, Handels-,
topographischen oder ähnlichen Zwecken, handbemalte oder handverzierte gewerbliche Erzeugnisse,
bemalte Gewebe für Theaterdekorationen, Atelierhintergründe oder dergleichen (KN-Code 9701 );

— Originalstiche, -schnitte und -Steindrucke, die unmittelbar in begrenzter Zahl von einer oder mehreren
vom Künstler vollständig handgearbeiteten Platten nach einem beliebigen, jedoch nicht mechanischen
oder photomechanischen Verfahren auf ein beliebiges Material in schwarz-weiß oder farbig abgezogen
wurden (KN-Code 9702 00 00);

— Originalerzeugnisse der Bildhauerkunst, aus Stoffen aller Art, sofern vollständig vom Künstler geschaf­
fen; unter Aufsicht des Künstlers oder seiner Rechtsnachfolger hergestellte Bildgüsse bis zu einer
Höchstzahl von acht Exemplaren ( KN-Code 9703 00 00). In bestimmten, von den Mitgliedstaaten
festgelegten Ausnahmefällen darf bei vor dem 1 . Januar 1989 hergestellten Bildgüssen die Höchstzahl
von acht Exemplaren überschritten werden;

— handgearbeitete Tapisserien (KN-Code 5805 00 00 ) und Textilwaren für Wandbekleidung (KN-Code
6304 00 00 ) nach Originalentwürfen von Künstlern, höchstens jedoch acht Kopien je Werk;

— Originalwerke aus Keramik, vollständig vom Künstler geschaffen und von ihm signiert;
— Werke der Emaillekunst, vollständig von Hand geschaffen, bis zu einer Höchstzahl von acht numerierten

und mit der Signatur des Künstlers oder des Kunstateliers versehenen Exemplaren; ausgenommen sind
Erzeugnisse des Schmuckhandwerks, der Juwelier- und der Goldschmiedekunst;

— vom Künstler aufgenommene Photographien, die von ihm oder unter seiner Überwachung abgezogen
wurden und signiert sowie numiert sind; die Gesamtzahl der Abzüge darf, alle Formate und Trägermate­
rialien zusammengenommen, 30 nicht überschreiten;

b ) ,Sammlungsstücke' folgende Gegenstände:
— Briefmarken, Stempelmarken, Steuerzeichen, Ersttagsbriefe, Ganzsachen und dergleichen, entwertet oder

nicht entwertet, jedoch weder gültig noch zum Umlauf vorgesehen (KN-Code 9704 00 00);
— zoologische, botanische, mineralogische oder anatomische Sammlungsstücke und Sammlungen; Samm­

lungsstücke von geschichtlichem, archäologischem, paläontologischem, völkerkundlichem oder münz­
kundlichem Wert (KN-Code 9705 00 00);

c ) ,Antiquitäten' andere Gegenstände als Kunstgegenstände und Sammlungsstücke, die mehr als hundert Jahre
alt sind (KN-Code 9706 00 00)."
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